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Stadt Bielefeld 

 

Stadtbezirk Heepen 
 

Neuaufstellung  
 

Bebauungsplan III/ H 24  
 

„Alter Postweg / Potsdamer Straße“ 
 

- Nutzungsplan, Gestaltungsplan (Vorentwurfsfassung) 

- Angabe der Rechtsgrundlagen 

- Textliche Festsetzungen und Planzeichenerklärungen (Vorentwurfsfassung) 

 

 
 

 

Bauamt 600.51 

Hempel + Tacke GmbH, Bielefeld 
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1. Bebauungsplan-Vorentwurf – Nutzungsplan 
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2. Bebauungsplan-Vorentwurf – Gestaltungsplan 
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3. Angabe der Rechtsgrundlagen  

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004        
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20.10.2015             
(BGBl. I S. 1722); 

 

die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548); 

 

das Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) 
vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 421 der Verordnung vom 
31.08.2015 (BGBl. I S. 1474); 

 

§ 86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung (BauO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.05.2014 (GV. NRW. S. 294); 

 

die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 25.06.2015 (GV. NRW. S. 496). 

 

 

Anmerkung 

 

Soweit bei den Festsetzungen von Baugebieten keine anderen Bestimmungen gemäß  
§ 1 (4) - (10) BauNVO getroffen sind, werden die §§ 2 - 14 BauNVO Bestandteil des Bebau-
ungsplanes. 

 

Zuwiderhandlungen gegen die gemäß § 86 BauO NRW in den Bebauungsplan aufgenom-
menen Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des       
§ 84 (1) Ziffer 20 BauO NRW und können gemäß § 84 (3) BauO NRW als solche geahndet 
werden. 
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Textliche Festsetzungen und Planzeichenerklärungen 

 Festsetzungen gem. § 9 BauGB, BauNVO und PlanZV  
 

0. Abgrenzungen  

gemäß § 9 (7) BauGB 

 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

gemäß § 9 (7) BauGB 

 

 

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zwischen oder innerhalb von Baugebieten 

gemäß § 16 (5) BauNVO 

 

 

1. Art der baulichen Nutzung 

gemäß § 9 (1) 1 BauGB 

 

Allgemeines Wohngebiet -WA - 

gemäß § 4 BauNVO i.V.m. § 1 (4) - (9) BauNVO 

 

Zulässig sind 

1. Wohngebäude, 

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

3. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 
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Unzulässig sind 

gemäß § 1 (6) BauNVO die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

3. Anlagen für Verwaltungen,  

4. Gartenbaubetriebe, 

5. Tankstellen.  

 

 

Mischgebiet  

gemäß § 6 BauNVO i.V.m. § 1 (4) - (9) BauNVO 

 

Zulässig sind 

1. Wohngebäude 

2. Geschäfts- und Bürogebäude, 

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beher-
bergungsgewerbes, 

4. Sonstige Gewerbebetriebe, 

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke. 

 

Unzulässig sind 

gemäß § 1 (5) und (6) BauNVO die allgemein oder ausnahmsweise zulässigen Nutzungen: 

1. Gartenbaubetriebe, 

2. Tankstellen,  

3. Vergnügungsstätten im Sinne des § 4 a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO nach § 6 Abs. 2 Nr. 8   

 und § 6 Abs. 3 BauGB. 
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2.  Maß der baulichen Nutzung 

 gemäß § 9 (1) 1 BauGB  

 

2.1  Grundflächenzahl (GRZ) 

 gemäß §§ 16, 17 und 19 BauNVO 

 

0,4             zulässige Grundflächenzahl, z.B. 0,4 

 

2.2  Geschossflächenzahl (GFZ) 

 gemäß §§ 16, 17 und 20 BauNVO 

 

0,8   zulässige Geschossflächenzahl , z.B. 0,8 

 

2.3     Zahl der Vollgeschosse im Sinne des § 2 (5) BauO NRW 

    gemäß §§ 16 und 20 (1) BauNVO 

 

II  zwingende Zahl der Vollgeschosse, z.B. II 

   

2.4 Höhe baulicher Anlagen 

 gemäß § 16 und 18 BauNVO 

 

THmax 7,80 m Traufhöhe (Schnittpunkt der Außenwandfläche mit der Oberkante der Dachhaut bei  
baulichen Anlagen mit Satteldächern) 

 Die Traufhöhe (TH) darf an keinem Punkt das zulässige Maß (z.B. 7,80 m) überschreiten. 

 

FHmax 15,80 m Firsthöhe (Oberkante der Dachhaut bei baulichen Anlagen mit Satteldächern) 

 Die Firsthöhe (FH) darf an keinem Punkt das zulässige Maß (z.B. 15,80 m) überschreiten. 

 Ausnahmsweise zulässig ist eine Überschreitung der zulässigen maximalen Firsthöhe 
durch Dachaufbauten (in erheblich untergeordnetem Flächenumfang) um maximal 2,0 m. 

 

Bei der Berechnung der Höhe baulicher Anlagen sind folgende Bezugspunkte maßgebend: 

Oberer Bezugspunkt 

Firsthöhe bei Gebäuden mit Satteldächern.  
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Unterer Bezugspunkt 

Schnittpunkt der Außenwandflächen mit der Oberkante der zur Erschließung erforderlichen 
nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche (Mitte Fahrbahn). 

   

3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen 
sowie die Stellung baulicher Anlagen 

gemäß § 9 (1) 2 BauGB 

 

Baugrenze 
gemäß § 23 (3) BauNVO 
 
 

          
o  offene Bauweise 

 

4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 

gemäß § 9 (1) 4 und 22 BauGB 

 

Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete WA 1, WA 2 sowie im Mischgebiet MI 1 sind Stell-
plätze nur innerhalb der im Plan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB gekennzeichneten Fläche 
zulässig.  

Innerhalb des Mischgebiet MI 2 sind Stellplätze in den überbaubaren und den nicht über-
baubaren Grundstücksflächen zulässig. 

 

5. Verkehrsflächen 

gemäß § 9 (1) 11 BauGB 

 

 Straßenverkehrsfläche –öffentlich- 

 

 

Straßenbegrenzungslinie 
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Bereich ohne Ein- und Ausfahrt 

  

6. Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern oder sonstigen 
Bepflanzungen, Fläche für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 

gemäß § 9 (1) 25a und b BauGB 

 

Umgrenzung von Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen     
Bepflanzungen 

 

 

 Begrünung der Stellplatzanlagen 

Nach jedem 4. ebenerdigen Stellplatz ist ein standortgerechter Laubbaum in der Qualität 
Hochstamm, Stammumfang 16 – 18 cm zu pflanzen sowie dauerhaft zu erhalten und fach-
gerecht zu pflegen. Die Anpflanzung ist mit der Herstellung der Stellplatzanlage vorzuneh-
men, Abgänge sind zu ersetzen. Die Pflanzbeete der Baumstandorte zwischen den Stell-
plätzen sind in der Größe eines Stellplatzes 2,50 m x 5,00 m (mind. 12m³ Pflanzgrube) an-
zulegen. In Ausnahmefällen kann die Pflanzgrube der Baumstandorte auch gemäß FLL-
Richtlinie „Empfehlungen für Baumpflanzungen“, Ausgabe 2010 als überbaubare Pflanz-
grube angelegt werden (mind. 12 m³ Pflanzgrube), wobei für die begrünte Baumscheibe ei-
ne Mindestbreite (lichtes Innenmaß) von 1,50 m eingehalten werden muss. Für die Baum-
pflanzung sind entsprechende Baumsubstrate zu verwenden. Die Bäume einschließlich der 
Baumscheibe sind durch bauliche oder technische Maßnahmen gegen ein Überfahren von 
Fahrzeugen zu schützen. Die Anpflanzung der Bäume im räumlichen Zusammenhang mit 
der Stellplatzanlage ist zulässig.  
Folgende Baumarten sind zulässig: 

• Spitzahorn „Olmstedt“ (Acer platanoides „Olmstedt“) 

• Spitzahorn “Columnare” (Acer platanoides “Columnare”) 

 

Die zur Erhaltung zeichnerisch festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und bei 
Verlust in der auf den Verlust folgenden Pflanzperiode am festgesetzten Standort zu erset-
zen. Geringfügige Abweichungen vom ursprünglichen Standort des Baumes von bis zu    
5,0 m können ausnahmsweise zugelassen werden. 
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7. Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen (örtliche 
Bauvorschriften) 

gemäß § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 86 (4) BauO NRW 

 

SD / GD  8.1 Dachform / Dachneigung 

Zulässig sind Satteldächer mit einer maximalen Dachneigung von 45° sowie geneigte Dä-
cher. 

 

 8.2 Stellung baulicher Anlagen 

Gebäudelängsachse , gleichzeitig Hauptfirstrichtung für Gebäude mit geneigtem Dach 

 

8. Sonstige Darstellungen und Hinweise zum Planinhalt 

 

Vorhandene Flurstücksgrenze 

 

1346  Flurstücksnummer 

 

 

vorhandene Bebauung 

 

 

Bemaßung mit Angabe in Metern, z.B. 3 m 

 

 Natur-, Boden- und Baudenkmäler in der Stadt Bielefeld: 

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde (etwa 
Tonscherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt wer-
den, ist nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung unverzüglich der 
Gemeinde oder der LWL-Archäologie für Westfalen, Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, 
Tel,: 0251-5918961, Fax: 0251-5918989, Email: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org, anzu-
zeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten. 

 

 

 

mailto:lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org
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Leitungs- und Unterhaltungsrechte für Regenwasserkanäle zu Gunsten der Stadt Bielefeld 
und des Umweltbetriebes der Stadt Bielefeld: 

Die Stadt Bielefeld bzw. der Umweltbetrieb sind berechtigt, in den privaten Grundstücks-
/Verkehrsflächen Entwässerungsleitungen zu verlegen, zu haben, zu betreiben, zu unterhal-
ten, zu erneuern und ggf. zu vergrößern. Zu diesem Zweck sind Beauftragten der Stadt 
Bielefeld oder die sonst von ihr beauftragten Personen berechtigt, die Grundstücke zu be-
treten und zu befahren, Die Eigentümer der privaten Grundstücks-/Verkehrsflächen und der 
angrenzenden Grundstücksflächen dürfen in einem Abstand von 2,50 m beiderseits der 
Rohrachse keine Maßnahmen durchführen, die Bestand und Betrieb der Leitungen gefähr-
den. Insbesondere dürfen diese Duldungsstreifen weder überbaut werden, noch dürfen tief 
wurzelnde Bäume oder Büsche gepflanzt oder Bodenaufschüttungen (z.B. Lärmschutzwall) 
vorgenommen werden. Die Anfahrbarkeit der Kanalschächte ist jederzeit zu gewährleisten. 
Zu diesem Zweck ist der Straßenaufbau nach der Richtlinie zur Standardisierung des 
Oberbaus von Verkehrsflächen (RSt0 01) auszuführen, so dass schwere Lkw (Spülfahr-
zeuge etc.) den Privatweg schadlos befahren können. 

 

Artenschutz: 

Sofern vorhandene Gehölze im Plangebiet beschnitten bzw. entfernt werden sollten, sind 
die rechtlichen Vorgaben des Bundesnaturschutzes sowie des Landschaftsgesetzes NRW 
zu beachten. Gehölze sind außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit gehölzgebundener brüten-
der Vogelarten (1.März – 30. September) zu beseitigen. 

 

Ökologische Belange und Niederschlagswasser: 

Die Berücksichtigung ökologischer Belange wird nachdrücklich empfohlen: Wasser- und 
Energieeinsparung, Nutzung umweltverträglicher Baustoffe, naturnahe Umfeldgestaltung 
mit standortheimschen oder kulturhistorisch bedeutsamen Gehölzen. Zum Schutz vor ext-
remen Niederschlagsereignissen ist das Baugelände so zu profilieren, dass Oberflächenab-
flüsse nicht in Erd-/Kellergeschosse eindringen können. Zur Steigerung der Energieeffizienz 
sind solartechnische Anlagen im Planungsgebiet erwünscht. 
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